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Zusammenfassung
Die Energiewende bu¨rdet den Verbrauchern zunehmende Lasten auf. Relativ zu
ihrem Einkommen fallen diese Belastungen fu¨r einkommensschwache Haushalte
sta¨rker aus als fu¨r einkommensstarke Haushalte. Die Ergebnisse unserer empirischen
Erhebung unter mehr als 11.000 Haushalten zeigen jedoch, dass in der Regel eine
Aufteilung der Kosten der Energiewende gewu¨nscht wird, die Haushalte mit hohen
Einkommen vergleichsweise sta¨rker in die Pflicht nimmt als einkommensschwache
Haushalte. Die auf dieser Grundlage von uns konstatierte Gerechtigkeitslu¨cke zwi-
schen der gewu¨nschten und tatsa¨chlichen Kostenbelastung der Haushalte nimmt
mit den wachsenden Kosten der Energiewende voraussichtlich weiter zu. Diese
Lu¨cke ko¨nnte im Prinzip jedoch leicht geschlossen werden, wie die in diesem Bei-
trag dargestellten empirischen Scha¨tzungen der Zahlungsbereitschaft der Haushal-
te fu¨r die Fo¨rderung der Erneuerbaren auf Basis von Diskreten-Wahl-Modellen na-
helegen. So ko¨nnten die einkommensta¨rkeren Haushalte bei der Finanzierung der
Energiewende sta¨rker als bislang in die Pflicht genommen werden, da nach unse-
ren Scha¨tzergebnissen die Haushalte des oberen Einkommensdrittels eine statistisch
signifikant ho¨here Zustimmung zu zuku¨nftigen EEG-Umlageerho¨hungen zeigen als
die Haushalte des unteren Einkommensdrittels.
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1 Einleitung
Die Energiewende ist neben der Wiedervereinigung eines der ambitioniertesten
o¨ffentlichen Projekte in der Historie der Bundesrepublik Deutschland. Damit verbun-
den ist ein massiver Umbau der Energieversorgung, der sich vor allem im Ausbau der
erneuerbaren Energietechnologien und der Abschaltung sa¨mtlicher Atomkraftwerke ma-
nifestiert. Hierdurch entstehen erhebliche Kosten, die von den Stromverbrauchern zu tra-
gen sind. Diese Kosten sind seit dem Jahr 2000, in dem das Erneuerbare-Energien-Gesetz
(EEG) zur Fo¨rderung von Technologien zur Erzeugung von gru¨nem Strom eingefu¨hrt
wurde, besta¨ndig gestiegen. Mitunter dadurch haben sich die Strompreise fu¨r private
Haushalte in Deutschland seit der Jahrtausendwende mehr als verdoppelt (BDEW, 2017).
Einen nicht unerheblichen Anteil daran hatte die sogenannte EEG-Umlage, mit der
die Stromverbraucher letztlich die Fo¨rderung der erneuerbaren Energien in Deutschland
bezahlen. Diese Umlage auf den Strompreis stieg von 1,31 Cent je Kilowattstunde (kWh)
im Jahr 2009 auf 6,88 Cent im Jahr 2017 und hat sich damit in den vergangenen Jahren
mehr als verfu¨nffacht. Fu¨r die Akzeptanz der Energiewende in der Bevo¨lkerung ist je-
doch nicht allein die individuelle Belastung in Form von Stromkosten von Bedeutung.
Vielmehr spielt auch eine wichtige Rolle, dass von Strompreissteigerungen einkommens-
schwache Haushalte verha¨ltnisma¨ßig sta¨rker betroffen sind als einkommensstarke Haus-
halte (Bardt und Niehues, 2013; Gro¨sche und Schro¨der, 2014; Heindl et al., 2014).
So mussten armutsgefa¨hrdete Haushalte im Jahr 2012 durchschnittlich 5,5% ihres Ein-
kommens zur Begleichung ihrer Stromrechnung aufwenden und damit 1 Prozentpunkt
mehr als im Jahr 2006, wa¨hrend die Kostenbelastung fu¨r wohlhabende Haushalte im glei-
chen Zeitraum von lediglich 1,8% auf 2,1% gestiegen ist (Frondel et al., 2015b). Daru¨ber
hinaus sind es eher die wohlhabenderen Haushalte, die in alternative Technologien wie
Photovoltaikanlagen investieren. Einkommensschwa¨cheren Haushalten bleiben derarti-
ge Investitionen in ha¨ufig sehr rentable Anlagen (Andor et al., 2015) aus Mangel an finan-
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ziellen Mitteln hingegen ha¨ufig verwehrt (Bardt und Niehues, 2013).
Vor diesem Hintergrund untersucht die folgende empirische Analyse, inwieweit die
Pra¨ferenzen der deutschen Haushalte fu¨r die Verteilung der Kosten der Energiewen-
de mit ihrer tatsa¨chlichen Kostenbelastung u¨bereinstimmen. Daru¨ber hinaus analysie-
ren wir auf Basis der Scha¨tzung von Diskrete-Wahl-Modellen die wesentlichen Fakto-
ren, die die Zahlungsbereitschaft der Haushalte fu¨r gru¨nen Strom bestimmen. Hierzu
stu¨tzen wir uns auf empirische Daten, die im Rahmen des vom Bundesministerium fu¨r
Bildung und Forschung (BMBF) gefo¨rderten Projektes AKZEPTANZ gewonnen wurden
(https://www.akzeptanz.tu-clausthal.de/). Die Daten entstammen einer in diesem Pro-
jekt konzipierten Erhebung unter mehr als 11.000 Haushalten des Haushaltspanels des
Marktforschungsinstitutes forsa. Erfragt wurden neben der individuellen Stromkosten-
belastung der Haushalte insbesondere die von den Haushalten gewu¨nschte Verteilung
der Kosten fu¨r den Ausbau der Erneuerbaren.
Es zeigt sich, dass eine erhebliche Diskrepanz zwischen der von den Haushalten
erwu¨nschten Kostenverteilung und der tatsa¨chlichen Kostenbelastung besteht, mithin ist
eine Gerechtigkeitslu¨cke zu konstatieren: Wa¨hrend Haushalte mit niedrigem Einkommen
in der Regel einen deutlich ho¨heren Anteil ihres Einkommens fu¨r die Fo¨rderung der Er-
neuerbaren ausgeben als Bezieher hoher Einkommen, wu¨nschen sich die Haushalte eine
dem Leistungsfa¨higkeitsprinzip entsprechende Kostenbelastung, die Haushalte mit ho-
hen Einkommen vergleichsweise sta¨rker in die Pflicht nimmt als einkommensschwache
Haushalte.
Neben der EEG-Umlage, mit der der Ausbau der Erneuerbaren gefo¨rdert wird, gibt
es noch weitere Abgaben, mit deren Hilfe die Energiewende vorangetrieben werden soll
und die die Stromverbraucher mit ihrer Stromrechnung zu bezahlen haben. Hier sind
an erster Stelle die Stromsteuer und die sogenannte KWK-Umlage sowie die Offshore-
Haftungsumlage zu nennen. Wa¨hrend die Stromsteuer 1998 aus o¨kologischen Gru¨nden
sowie zur Stabilisierung der Rentenbeitragssa¨tze unter dem Schlagwort der doppelten
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Dividende eingefu¨hrt und bis zum Jahr 2003 auf den heutigen Satz von 2,05 Cent je kWh
erho¨ht wurde, wird mit den anderen Umlagen der Ausbau der Kraftwa¨rmekopplung in
Deutschland sowie die U¨bernahme der Haftungsrisiken durch die Stromverbraucher bei
nicht rechtzeitiger Anbindung von Windparks vor deutschen Ku¨sten an das Stromnetz
finanziert. Verglichen mit der EEG-Umlage von derzeit 6,88 Cent je kWh sind die KWK-
und die Offshore-Haftungsumlage mit 0,44 bzw. 0,39 Cent je kWh im Jahr 2017 jedoch
von untergeordneter Bedeutung, ebenso wie die Umlage fu¨r abschaltbare Lasten und alle
u¨brigen Abgaben. Von gro¨ßerer Relevanz fu¨r die Verbraucher werden ku¨nftig hingegen
die Netzentgelte sein, mit denen die Verbraucher die Kosten fu¨r den Erhalt und den im
Zuge der Energiewende unverzichtbaren Ausbau der Stromnetze zu bezahlen haben. Die
Netzentgelte fielen im Jahr 2017 mit durchschnittlich 7,48 Cent je kWh sogar ho¨her aus
als die EEG-Umlage.
Allen diesen Steuern, Entgelten, Abgaben und Umlagen, welche im Jahr 2017 einen
Anteil von 55% am Endverbrauchspreis fu¨r Strom ausmachten (BDEW, 2017), ist gemein,
dass sie regressiv wirken, das heißt einkommensschwache Haushalte relativ zu ihrem
Einkommen tendenziell sta¨rker belasten als einkommensstarke Haushalte. Dies gilt ins-
besondere auch fu¨r die Mehrwertsteuer, die zusa¨tzlich auf alle diese Entgelte und Umla-
gen erhoben wird, sodass dem Staat mit jeder Abhabenerho¨hung, etwa der EEG-Umlage,
weitere Steuereinnahmen zufließen und die Verbraucher so sta¨rker belastet werden, als
es die Finanzierung der Energiewende erfordert.
Mit den im Zuge der Energiewende zu erwartenden weiter steigenden Kosten, vor al-
lem infolge einer weiteren Erho¨hung der EEG-Umlage und der Netzentgelte, nimmt die
im Vergleich zu wohlhabenderen Haushalten relativ sta¨rkere Belastung der einkommens-
schwachen Haushalten weiter zu und die hier konstatierte Gerechtigkeitslu¨cke wird aller
Voraussicht nach sta¨rker auseinanderklaffen. Dies ko¨nnte die Akzeptanz der Energiewen-
de in Deutschland gefa¨hrden und stellt die Frage nach einer erneuten Reformierung der
Fo¨rderung des Ausbaus der Erneuerbaren sowie nach Maßnahmen zur Kostenentlastung
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einkommensschwacher Haushalte.
Im folgenden Abschnitt 2 werden der Begriff und die empirische Messung der Ge-
rechtigkeitslu¨cke erla¨utert. Abschnitt 3 beschreibt die Datengrundlage dieser Untersu-
chung. Die tatsa¨chliche Kostenbelastung der Haushalte wird in Abschnitt 4 dargestellt.
Im Anschluss wird im Abschnitt 5 die Gerechtigkeitslu¨cke anhand der empirischen Da-
ten aus der Erhebung quantifiziert. Abschnitt 6 pra¨sentiert eine Regressionsanalyse der
Zahlungsbereitschaft der privaten Haushalte fu¨r gru¨nen Strom. Abschließend werden die
gewonnenen Erkenntnisse in einem Fazit zusammengefasst und bewertet.
2 Begriff und Messung der Gerechtigkeitslu¨cke
Der in dieser Untersuchung in Bezug auf die Verteilung der erwarteten Kosten der
Energiewende auf die Haushalte verwendete Begriff der Gerechtigkeitslu¨cke ist hier kei-
nesfalls als ”politischer Kampfbegriff” zu verstehen, so wie er immer wieder in Vertei-
lungsdebatten Gebrauch findet.1 Vielmehr geht es hier um die empirische Frage, ob es
einen auf individuellen Gerechtigkeitsvorstellungen basierenden gesellschaftlichen Kon-
sens daru¨ber gibt, wie die Kosten der Energiewende verteilt werden sollen und wie weit
die politische Realita¨t von diesem Konsens entfernt ist. Was sind also aus individueller
Sicht die normativen Kriterien fu¨r eine gerechte Verteilung der Kosten der Energiewen-
de?2
Konow (2003) skizziert eine Forschungsagenda fu¨r eine positiv-analytische
o¨konomische Theorie der Verteilungsgerechtigkeit, in welcher der Entscheidungskontext
auf der Pra¨ferenzebene die relative Gewichtung der drei Prinzipien Gleichheit/Bedarf,
1Beispielhaft sei der Koalitionsvertrag zwischen CDU/CSU und SPD vom November 2013 erwa¨hnt, in
dem die Einfu¨hrung der von der Union im Wahlkampf geforderten Mu¨tterrente mit der Schließung einer
angeblichen Gerechtigkeitslu¨cke begru¨ndet wird.
2Deartige Untersuchungen haben in der Sozialpsychologie und Soziologie eine lange Tradition. Jasso
und Rossi (1977) untersuchen auf diese Art beispielsweise die Kriterien fu¨r eine als gerecht empfunde-
ne Einkommensverteilung. Einen umfassenden interdisziplina¨ren U¨berblick zum Stand der (empirischen)
Gerechtigkeitsforschung verschaffen Sabbagh und Schmidt (2016).
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Effizienz und Billigkeit/Verdienst zueinander bestimmt. Verteilungsgerechtigkeit bezieht
sich hier auf die Pra¨ferenzen eines unparteiischen Beobachters im Sinne von Adam Smith
(Konow, 2003, S. 1189). Konow betont den Nutzen einer eigensta¨ndigen o¨konomischen
Gerechtigkeitsforschung fu¨r die Politikberatung: ”The resulting theory of justice would
provide immeasurable assistance in many ways: it could help to explain phenomena
impacted by it, to distinguish distributive preferences from other motives such as
self-interest, reciprocity and altruism, and to guide social policies.” (S. 1235). Verteilungs-
pra¨ferenzen sind somit von selbstzentrierten sozialen Pra¨ferenzen abzugrenzen, die
ihrerseits einen bedeutenden Beitrag zur Erkla¨rung von nicht-eigennu¨tzigem Verhalten
und Kooperation in nichtkooperativen Spielen, z.B. im Diktatorspiel, im Ultimatum-Spiel
oder in sozialen Dilemmata leisten.3
Der Agenda von Konow (2003) folgend wurden in dieser Untersuchung Pra¨ferenzen
zur gerechten Verteilung der Kosten der Energiewende erhoben. Die Probanden wurden
dazu knapp u¨ber die Energiewende und deren gescha¨tzte ja¨hrliche Kosten fu¨r die priva-
ten Haushalte (15 Mrd. Euro) informiert. Dann wurden sie gebeten, die Kosten prozentual
auf das obere, mittlere und untere Bevo¨lkerungsdrittel, gemessen am monatlichen Haus-
haltsnettoeinkommen, aufzuteilen. (Der genaue Wortlaut ist in Abbildung A1 im Anhang
dargestellt.) Eine gleichma¨ßige Aufteilung der Kosten (Drittelung) entspra¨che unter der
– nicht unrealistischen – Annahme ungefa¨hr gleichen Stromverbrauchs (siehe Tabelle 2)
dem im EEG herrschenden Gemeinlastprinzip. Eine progressive Verteilung der Kosten
fu¨hrte zu einer Kostenbelastung nach o¨konomischer Leistungsfa¨higkeit.4
Als Gerechtigkeitslu¨cke wird im Folgenden die Differenz zwischen der tatsa¨chlichen
Kostenbelastung eines Haushaltstyps und der als gerecht angesehenen Kostenbelastung
bezeichnet. Die Gerechtigkeitslu¨cke ist somit ein Maß fu¨r den Legitimationsgrad der Poli-
tik der Energiewende. Schokkaert (1999) betont, dass die Durchsetzung von Verteilungs-
3Einen U¨berblick bieten Fehr und Schmidt (2006). Traub et al. (2009) vergleichen Verteilungspra¨ferenzen
mit sozialen Pra¨ferenzen.
4Moulin (2002) gibt einen U¨berblick u¨ber axiomatisch begru¨ndete Kostenverteilungsmechanismen.
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normen in politischen Systemen einer Legitimation bedu¨rfe und es daher zweifelhaft sei,
die Meinungen und Verteilungspra¨ferenzen der Bu¨rger außer Acht zu lassen.
3 Datenbasis
Im Rahmen des Projekts AKZEPTANZ wurde eine Erhebung unter 11.375 Haushalten
des forsa-Panels durchgefu¨hrt. Die Erhebung fand vom 23. Dezember 2015 bis zum 19. Fe-
bruar 2016 statt und eruierte neben zahlreichen sozioo¨konomischen Charakteristika den
Stromverbrauch und die Stromkostenbelastung der Haushalte fu¨r das Jahr 2014 (Tabelle
1). Daru¨ber hinaus wurden die Probanden nach der von ihnen gewu¨nschten Aufteilung
der Kosten des Ausbaus der Erneuerbaren auf Haushalte unterschiedlicher Einkommens-
kategorien befragt wie im vorherigen Abschnitt 2 erla¨utert.
Die Mehrheit der forsa-Haushalte fu¨llte via Internet den eigens fu¨r diese Befra-
gung konzipierten Fragebogen aus. Panel-Haushalte ohne Internetanschluss hatten die
Mo¨glichkeit, mit Hilfe des Fernsehers teilzunehmen. Bei vollsta¨ndiger Beantwortung
des Fragebogens ko¨nnen die Teilnehmer Bonuspunkte erwerben, die sie a¨hnlich wie bei
einem Payback-System in Pra¨mien eintauschen ko¨nnen. Die regionale Verteilung der
Stichproben-Haushalte entspricht recht genau der Verteilung der Grundgesamtheit der
Haushalte in Deutschland, wie sie der Mikrozensus fu¨r das Jahr 2015 ausweist (siehe Ta-
belle A1 im Anhang).
Fu¨r die Zwecke der Erhebung wurden die Haushaltsvorsta¨nde befragt, die per defi-
nitionem u¨blicherweise die finanziellen Entscheidungen treffen, die den gesamten Haus-
halt betreffen. Aus diesem Grund ist der Anteil der Frauen unter den Antwortenden mit
38,2% niedriger als in der Bevo¨lkerung. Unsere Stichprobe ist daru¨ber hinaus nicht re-
pra¨sentativ in Bezug auf das Merkmal Bildung und weist den sogenannten Bildungsbi-
as auf, der fu¨r Erhebungen in Deutschland typisch ist (Andor et al., 2014). So verfu¨gt
mit 36,4% ein hoher Anteil der Haushaltsvorsta¨nde u¨ber einen Hochschulabschluss. In
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Tabelle 1: Deskriptive Statistiken
Variable Erla¨uterung Mittel Std. Abw.
Alter Alter der Befragten 54,87 13,5
Frau Dummy: 1, falls der Haushaltsvorstand weiblich ist 0,382 –
Kinder Dummy: 1, falls Haushaltsvorstand Kinder hat 0,612 –
Ostdeutschland Dummy: 1, falls der Haushalt in Ostdeutschland lebt 0,197 –
Hochschulabschluss Dummy: 1, falls der Haushaltsvorstand einen
(Fach-)Hochschulabschluss hat 0,364 –
Gru¨nen-Wa¨hler Dummy: 1, falls der Haushaltsvorstand dazu neigt,
die ”Gru¨nen” zu wa¨hlen 0,111 –
Einkommen Ja¨hrliches Haushaltsnettoeinkommen in e 34.822 16.516
1 Cent Dummy: 1, falls der Haushalt gefragt wurde, ob er der
Erho¨hung der EEG-Umlage um 1 Cent zustimmen wu¨rde 0,342 –
2 Cent Dummy: 1, falls der Haushalt gefragt wurde, ob er der
Erho¨hung der EEG-Umlage um 2 Cent zustimmen wu¨rde 0,326 –
4 Cent Dummy: 1, falls der Haushalt gefragt wurde, ob er der
Erho¨hung der EEG-Umlage um 4 Cent zustimmen wu¨rde 0,332 –
Ja¨hrliche Stromkosten Vom Haushaltsvorstand gescha¨tzte ja¨hrliche
Stromkosten in e 950,32 616,01
der deutschen Bevo¨lkerung liegt dieser Anteil bei lediglich 19% (Tabelle A1). Da unsere
fru¨heren und auch die folgenden Scha¨tzungen zeigen, dass Ho¨hergebildete eine ho¨here
Zahlungsbereitschaft fu¨r gru¨nen Strom aufweisen (Andor et al., 2014), muss davon aus-
gegangen werden, dass diese fu¨r unsere Stichprobe im Mittel ho¨her ausfa¨llt als fu¨r die
Bevo¨lkerung insgesamt.
Die hier ermittelte Zahlungsbereitschaft fu¨r gru¨nen Strom du¨rfte aus einem weiteren
Grund ho¨her ausfallen, als die Haushalte tatsa¨chlich fu¨r gru¨nen Strom zu zahlen bereit
sind. So wurden die Zahlungsbereitschaften in einer hypothetischen Entscheidungssitua-
tion ermittelt, mit der keinerlei finanziellen Konsequenzen fu¨r die Befragten verbunden
waren. Daher ko¨nnten die so bekundeten Werte die wahren Zahlungsbereitschaften er-
heblich u¨berscha¨tzen. Empirische Evidenz fu¨r diese Verzerrung, die in der Literatur unter
dem Begriff Hypothetical Bias wohlbekannt ist (Blumenschein et al., 2008, S. 115), fin-
det sich reichlich, etwa in den Laborexperimenten von Cummings et al. (1995, 1997), in
denen reale und hypothetische Zahlungsbereitschaften miteinander verglichen werden,
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oder auch in der Metaanalyse von List und Gallet (2001) bzw. dem U¨berblicksbeitrag von
Harrison (2006).
4 Kostenbelastung der privaten Haushalte
Die Ermittlung der Belastung der privaten Haushalte infolge der Kosten fu¨r die
Fo¨rderung erneuerbarer Energien beruht auf den Angaben der Haushaltsvorsta¨nde,
die diese ihren Stromrechnungen fu¨r das Jahr 2014 entnommen haben. Dazu wird der
ja¨hrliche Stromverbrauch der Haushalte mit der EEG-Umlage des Jahres 2014 in Ho¨he
von 6,24 Cent pro Kilowattstunde (kWh) multipliziert. Zusa¨tzlich wird die darauf ent-
fallende Mehrwertsteuer mit einem Satz in Ho¨he von 19% beru¨cksichtigt. Damit betra¨gt
die hier als Brutto-EEG-Umlage bezeichnete Summe aus EEG-Umlage und der darauf zu
zahlenden Mehrwertsteuer 7,42 Cent/kWh.
Die aus der Brutto-EEG-Umlage resultierende Kostenbelastung der individuellen
Haushalte, die beileibe nicht sa¨mtliche Lasten widerspiegelt, die den Haushalten durch
die Energiewende aufgebu¨rdet werden, wird im Folgenden auf das Haushaltsnettoein-
kommen bezogen, um die Unterschiede in der relativen Belastung der Haushalte zu un-
tersuchen. Die u¨brigen hier nicht weiter betrachteten Abgaben und Umlagen, die auf die
Energiewende zuru¨ckzufu¨hren sind, tragen zur Verscha¨rfung dieser Unterschiede bei.
Das monatliche Haushaltenettoeinkommen wurde mit Hilfe von Klassen mit einer
Breite von in der Regel 500 Euro erfragt. Mit Ausnahme der untersten Einkommensklas-
se wurde zur Berechnung der auf das Einkommen bezogenen relativen Kostenbelastung
die Klassenmitte als repra¨sentativer Einkommenswert fu¨r die jeweilige Klasse gewa¨hlt.
In der untersten Klasse hingegen wurde dazu die Klassenobergrenze von 700 Euro ver-
wendet, um einen mo¨glichst konservativen Wert fu¨r die relative Kostenbelastung dieser
Haushalte zu erhalten. Insgesamt machten 3.662 Haushalte sowohl valide Angaben zu
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ihrem Stromverbrauch5 als auch zu ihrem Einkommen.
Es zeigt sich erwartungsgema¨ß, dass der Anteil des Einkommens, der fu¨r die
Fo¨rderung gru¨nen Stroms aufgewendet werden muss, mit steigendem Einkommen sinkt
und die EEG-Umlage somit regressiv wirkt (Tabelle 2). So mu¨ssen Haushalte des un-
teren Einkommensdrittels, welche u¨ber ein monatliches a¨quivalenzgewichtetes Netto-
Einkommen von unter 1.700 Euro verfu¨gen, einen mehr als doppelt so hohen Anteil ihres
Einkommens fu¨r die Fo¨rderung der Erneuerbaren aufwenden als Haushalte des oberen
Drittels, welche ein a¨quivalenzgewichtetes Nettoeinkommen von 2.700 Euro und mehr
aufweisen:6 Die aus der EEG-Umlage resultierende Kostenbelastung privater Haushal-
te betra¨gt im unteren Einkommensdrittel im Durchschnitt 1,08%, wa¨hrend sie im oberen
Einkommensdrittel im Schnitt bei 0,49% liegt.
In absoluten Werten lag die Brutto-EEG-Belastung der Haushalte im Jahr 2014 durch-
schnittlich zwischen rund 221 und 236 Euro (Tabelle 2). Der geringe Unterschied in der
absoluten Kostenbelastung ist auf die geringfu¨gigen Differenzen im ja¨hrlichen Stromver-
brauch zuru¨ckzufu¨hren: der mittlere Stromverbrauch der Haushalte des oberen Einkom-
mensdrittels liegt lediglich um etwa 7% ho¨her als der des unteren Drittels. Im Gegensatz
dazu gibt es u¨ber die Einkommensklassen hinweg große Unterschiede in den relativen
Kostenbelastungen, welche vorwiegend aus den Diskrepanzen im Nettoeinkommen der
Haushalte resultieren.
Die Unterschiede in der Kostenbelastung sind an den Ra¨ndern der Einkommens-
verteilung besonders prononciert. So bela¨uft sich die EEG-Kostenbelastung des unters-
5Zur Bereinigung und Identifizierung fehlerhafter Angaben wurde ein iterierender Prozess benutzt, der
sich simultan an zwei Gro¨ßen orientiert, dem Stromverbrauch sowie den spezifischen Kosten in Cent/kWh.
Diese Bereinigungsprozedur deklariert Beobachtungen als unplausibel, wenn sie fu¨r beide betrachteten
Gro¨ßen außerhalb eines definierten Plausibilita¨tsintervalls liegen, welches stichprobenintern auf Basis des
Mittelwertes und der Standardabweichung bestimmt wird. Unplausible Beobachtungen wurden aus der
Analyse ausgeschlossen. Details zur Bereinigungsprozedur ko¨nnen beispielsweise Frondel et al. (2015a)
entnommen werden.
6Die Nettoa¨quivalenzgewichtung erfolgt anhand der Typisierung der OECD. Demnach wird dem Haus-
haltsvorstand ein Gewicht von 1 zugeordnet, weiteren Haushaltsmitgliedern ab 14 Jahren ein Gewicht von
0,5, Kindern bis einschließlich 13 Jahren erhalten ein Gewicht von 0,3.
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Tabelle 2: Durchschnittliche Kostenbelastung privater Haushalte durch die Brutto-EEG-Umlage
von 7,42 Cent/kWh (inklusive Mehrwertsteuer) im Jahr 2014
Strom- Brutto- Belastung
Einkommens- Anzahl Einkommen verbrauch EEG-Kosten in Bezug auf
drittel Beob. pro Jahr pro Jahr pro Jahr Einkommen
Unteres Drittel 1.122 21.945 e 2.975 kWh 220,9 e 1,08%
Mittleres Drittel 1.234 35.740 e 3.147 kWh 233,7 e 0,66%
Oberes Drittel 1.306 50.106 e 3.175 kWh 235,8 e 0,49%
ten Einkommensdezils im Durchschnitt auf rund 1,5% des Haushaltsnettoeinkommens,
wa¨hrend die des obersten Dezils etwa 0,4% des Einkommens betra¨gt. Aus dieser unter-
schiedlichen Kostenbelastung in Bezug auf das Einkommen resultiert eine vergleichswei-
se gleichma¨ßige Aufteilung der von den 3.662 Haushalten insgesamt zu entrichtenden
Brutto-EEG-Umlage.
So leisten die Haushalte des unteren Einkommensdrittels einen Beitrag von 29,3% zu
dieser Summe (Tabelle 3), wa¨hrend der Beitrag des oberen Drittels bei 36,5% liegt. Die
von den Erhebungsteilnehmern gewu¨nschte Aufteilung der Kosten fu¨r die Fo¨rderung
der Erneuerbaren auf die drei Einkommensdrittel sieht jedoch deutlich anders aus. Dem-
nach sollte das untere Einkommensdrittel einen wesentlich niedrigeren Anteil von ledig-
lich 19,6% an den Fo¨rderkosten fu¨r Erneuerbare zahlen, das obere Drittel einen erheblich
ho¨heren Anteil von 48,8%.
5 Quantifizierung der Gerechtigkeitslu¨cke
Die von den Befragten gewu¨nschte Aufteilung der Kosten fu¨r die Fo¨rderung der
Erneuerbaren liegt fu¨r das untere Einkommensdrittel 9,7 Prozentpunkte unter dem
tatsa¨chlichen Kostenanteil dieser Haushalte (Tabelle 3). Im Durchschnitt bedeutet das ei-
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Tabelle 3: Erwu¨nschte und tatsa¨chliche Verteilung der Kosten fu¨r die Fo¨rderung der Erneuerbaren
Einkommensdrittel
A¨quivalenzgewichtetes Unteres Drittel Mittleres Drittel Oberes Drittel
Haushaltsnettoeinkommen unter 1.700 e 1.700e - 2.700e 2.700 e und ho¨her
Kostenaufteilung:
Gewu¨nschte Kostenaufteilung 19,6% 31,6% 48,8%
Tatsa¨chliche Kostenaufteilung 29,3% 34,2% 36,5%
Unterschied in Prozentpunkten: + 9,7 + 2,6 -12,3
Brutto-EEG-Kosten pro Jahr:
Tatsa¨chliche Kosten 220,9e 233,7e 235,8e
Gewu¨nschte Kosten 147,8e 216,3e 315,0e
”Gerechtigkeitslu¨cke”: +73,1e +17,4e -79,2e
ne um 73,1 Euro pro Jahr ho¨here Belastung fu¨r Haushalte des unteren Einkommensdrit-
tels als von den Probanden erwu¨nscht ist, wohingegen die Haushalte des oberen Drittels
im Mittel 79,2 Euro weniger bezahlen, als es von den Befragten gewu¨nscht wird.
Anstatt auf diese Weise die Gerechtigkeitslu¨cke mit Hilfe der von den Befragten
erwu¨nschten Kostenaufteilung zu quantifizieren, legen wir nun alternativ eine Auftei-
lung nach dem Leistungsfa¨higkeitsprinzip als Kontrafaktum zugrunde und untersuchen
die Unterschiede zwischen der tatsa¨chlichen Kostenaufteilung und jener Aufteilung, die
sich erga¨be, wenn die Haushalte der jeweiligen Einkommensdrittel entsprechend des An-
teils dieses Drittels am gesamten Einkommen aller Haushalte belastet werden wu¨rden.
Demnach mu¨ssten Haushalte des unteren Einkommensdrittels, welches einen Anteil von
18,4% an der Summe aller Haushaltseinkommen aufweist, auch einen Anteil von 18,4%
an den Brutto-EEG-Kosten tragen. Es fa¨llt auf, dass die so ermittelte Kostenaufteilung der
von den forsa-Haushalten erwu¨nschten Aufteilung sehr a¨hnlich ist (Abbildung 1).7
7Interessanterweise ergab ein begleitendes Quasi-Feldexperiment, das mit mehreren hundert Passan-
ten eines Einkaufszentrums in Bremen durchgefu¨hrt wurde, sehr a¨hnliche Ergebnisse, also eine hohe
U¨bereinstimmung der Verteilungspra¨ferenzen mit dem Leistungsfa¨higkeitsprinzip (Kutzschbauch und
Traub, 2016). Vergleichbar zu der hier pra¨sentierten Vignette wurden die Versuchspersonen gebeten, am
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Unteres Einkommensdrittel Mittleres Einkommensdrittel Oberes Einkommensdrittel
Tatsächlich Wunsch Leistungsfähigkeitsprinzip
Die entscheidende Frage bei derartigen hypothetischen Befragungen ist allerdings,
ob die Gerechtigkeitsvorstellungen der Haushalte, nach denen die einkommensschwa-
chen Haushalte tendenziell entlastet und wohlhabendere Haushalte eher sta¨rker an der
Finanzierung der Energiewende beteiligt werden sollten, um so die dabei entstande-
ne ”Gerechtigkeitslu¨cke” zu verringern, durch eine entsprechende Zahlungsbereitschaft
der Haushalte fu¨r gru¨nen Strom untermauert werden kann. Die im folgenden Abschnitt
pra¨sentierte Antwort auf diese Frage lautet: Die Zahlungsbereitschaften der Haushalte
sind tendenziell kompatibel mit den Gerechtigkeitsvorstellungen der Haushalte zur Fi-
nanzierung des Ausbaus der erneuerbaren Energien.
Computer Kosten auf drei Haushalte mit unterschiedlich hohen Budgets aufzuteilen. Im Gegensatz zur Er-
hebung war das Experiment mit finanziellen Anreizen versehen, d.h. die Versuchspersonen wurden entwe-
der vor oder nach der Entscheidung fu¨r eine bestimmte Verteilung zufa¨llig einem der drei Haushaltstypen
zugeordnet und erhielten dann das Budget abzu¨glich des jeweiligen Kostenanteils. Der Kostenanteil wurde
an eine Umweltorganisation gespendet.
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6 Zahlungsbereitschaft fu¨r gru¨nen Strom
Tatsa¨chlich haben 37,2% der Haushalte in der Erhebung um den Jahreswechsel
2015/2016 angegeben, grundsa¨tzlich bereit zu sein, mehr fu¨r die Fo¨rderung der erneuer-
baren Energien zu zahlen (Abbildung 2). Lediglich 8,3% der Haushalte mo¨chten weniger
Geld dafu¨r ausgeben. Damit ist der Anteil der Haushalte, die mehr zu zahlen bereit sind,
gegenu¨ber einer fru¨heren Erhebung aus dem Jahr 2013, welche im Rahmen des vom Bun-
desforschungsministerium gefo¨rderten Projektes Eval-MAP (www.rwi-essen.de/eval-
map) durchgefu¨hrt wurde, von 49,1% auf 37,2% gesunken. Dennoch scheint immer noch
ein gutes Drittel der Befragten bereit zu sein, mehr fu¨r die Fo¨rderung gru¨nen Stroms aus-
zugeben, und ko¨nnte so zur Verringerung der Gerechtigkeitslu¨cke beitragen.
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Mehr Gleich viel Weniger Weiß nicht
Es stellt sich die Frage, welche Charakteristika die Personen aufweisen, die mehr fu¨r
die Fo¨rderung der Erneuerbaren zu zahlen bereit sind, und welche Glaubwu¨rdigkeit ihre
Versicherung besitzt, mehr dafu¨r bezahlen zu wollen. Um Hinweise zur Beantwortung
dieser Fragen zu bekommen, werten wir eine hypothetische Frage aus, die sich mit der
Akzeptanz ku¨nftiger Erho¨hungen der EEG-Umlage befasst und der Erhebung vom Jah-
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reswechsel 2015/2016 entstammt. Darin wurden die Teilnehmer wie folgt befragt: ”Sind
Sie bereit, eine Erho¨hung der EEG-Umlage um [1, 2, 4] Cent/kWh zu zahlen, um das
Ziel zu erreichen, den Anteil an Erneuerbaren Energien bis zum Jahr 2020 auf 35% zu
erho¨hen?”. Den Haushalten wurde zufa¨llig einer der drei Betra¨ge 1, 2 bzw. 4 Cent je kWh
zugewiesen.8
Mit einem Anteil von 55,5% wu¨rde mehr als die Ha¨lfte der auf diese Frage antworten-
den Haushaltsvorsta¨nde einer Erho¨hung der EEG-Umlage um 1 Cent/kWh zustimmen
(Tabelle 4). Wie zu erwarten ist, sinkt die Zustimmung mit steigender Belastung. Einer
Umlagen-Erho¨hung um 4 Cent je kWh wu¨rden aber dennoch 38,6% zustimmen und so-
mit mehr als ein Drittel der Befragten.
Tabelle 4: Akzeptanz ku¨nftiger Erho¨hungen der EEG-Umlage um 1, 2, oder 4 Cent je kWh zur
Erreichung des Ziels eines Anteils von 35% gru¨nem Strom am Stromverbrauch im Jahr 2020
Teilnehmer, die an
politische
Alle Teilnehmer Konsequenzen glauben
1 Cent 2 Cent 4 Cent 1 Cent 2 Cent 4 Cent
je kWh je kWh je kWh je kWh je kWh je kWh
Ja 55,5% 46,3% 38,6% 64,3% 53,3% 45,0%
Nein 39,2% 47,5% 55,9% 31,7% 40,5% 50,0%
Weiß nicht 5,3% 6,3% 5,5% 4,0% 6,2% 5,0%
Anzahl an 1.194 1.163 1.254 869 856 966
Beobachtungen: 3.611 2.691
Um den in hypothetischen Abfragen von Zahlungsbereitschaften auftretenden, soge-
nannten Hypothetical Bias zu verringern, gema¨ß dem die angegebenen Werte von den in
einem realen Marktumfeld offenbarten Pra¨ferenzen abweichen ko¨nnen, wurde in der Er-
hebung der Korrektur-Ansatz von Carson und Groves (2007) verfolgt. Demnach ist selbst
8Tabelle A2 im Anhang zeigt, dass sich die arithmethischen Mittel der Kontrollvariablen fu¨r die drei
Gruppen nicht wesentlich unterscheiden.
17
ein geringer Glaube daran, dass die Befragungsergebnisse politische Konsequenzen ha-
ben ko¨nnten, ausreichend, damit die Befragten ihre wahre Zahlungsbereitschaft offenba-
ren. Daher wurden die Haushalte nach Abgabe ihrer Zahlungsbereitschaft gefragt, fu¨r
wie wahrscheinlich sie es halten, dass die Ergebnisse solcher Erhebungen die Entschei-
dungen der Politik beeinflussen und somit politische Konsequenzen haben ko¨nnten. Es
gab fu¨nf Antwortmo¨glichkeiten, die von sehr unwahrscheinlich bis sehr wahrscheinlich
reichten.
Dem Vorschlag von Carson und Groves (2007) folgend, wonach bereits ein moderater
Glaube an politische Konsequenzen ausreicht, um die wahren Pra¨ferenzen zu offenba-
ren, wurden in Tabelle 4 die Zustimmungsraten fu¨r solche Haushalte dargestellt, die es
fu¨r nicht sehr unwahrscheinlich halten, dass die Befragungsergebnisse politische Konse-
quenzen haben ko¨nnten. Fu¨r diese Gruppe von Haushalten ergeben sich ho¨here Zustim-
mungsraten zu den vorgegegeben EEG-Umlageerho¨hungen als fu¨r die u¨brigen Teilneh-
mer. Dieses Resultat deutet darauf hin, dass die wahre Zahlungsbereitschaft tendenziell
sogar ho¨her sein ko¨nnte, als es hier dokumentiert wird und steht im Einklang mit den Er-
gebnissen von Herriges et al. (2010), Hwang et al. (2014) und Vossler und Watson (2013).
Um zu ermitteln, welche individuellen Charakteristika eine ho¨here Zahlungsbereit-
schaft fu¨r die Fo¨rderung der Erneuerbaren begu¨nstigen, wurden sowohl ein Lineares
Wahrscheinlichkeits-Modell (LPM, Linear Probability Model) als auch ein Logit-Modell
gescha¨tzt. Die zu erkla¨rende Variable ist bina¨r und nimmt den Wert 1 an, falls die obige
Frage zur Akzeptanz einer Erho¨hung der EEG-Umlage um 1, 2 oder 4 Cent mit einem
Ja beantwortet wird, andernfalls den Wert 0. Im Gegensatz zum Logit-Modell ignoriert
das Lineare Wahrscheinlichkeits-Modell (LPM) die Binarita¨t der abha¨ngigen Variable und
fasst diese als stetige Variable auf. Dennoch sind die Ergebnisse sowohl qualitativ als auch
quantitativ sehr a¨hnlich (Tabelle 5). So liegen die aus dem Logit-Modell resultierenden,
u¨ber alle Beobachtungen hinweg gemittelten marginalen Effekte in den meisten Fa¨llen
sehr nahe bei den Scha¨tzwerten der Koeffizienten des LPM.
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Tabelle 5: Scha¨tzergebnisse fu¨r die Zustimmungsrate zu potentiellen EEG-Umlage-Erho¨hungen
Linear Probability Model Logit-Modell
Std. Std. Marg. Std.
Koeff. Fehler Koeff. Fehler Effekte Fehler
2 Cent -0,093** (0,024) -0,400** (0,105) -0,093** (0,024)
4 Cent -0,198** (0,024) -0,857** (0,104) -0,197** (0,023)
Ostdeutschland -0,084** (0,025) -0,370** (0,109) -0,084** (0,024)
Frau 0,111** (0,021) 0,482** (0,093) 0,111** (0,021)
Kinder -0,002 (0,023) -0,004 (0,102) -0,001 (0,023)
Hochschulabschluss 0,048* (0,021) 0,208* (0,093) 0,048* (0,021)
Alter -0,014** (0,005) -0,063** (0,024) 0,003** (0,001)
Alter×Alter 0,0002** (0,0001) 0,001** (0,0002) – –
Ja¨hrliche Stromkosten -0,049** (0,016) -0,216** (0,069) -0,049** (0,016)
Gru¨nen-Wa¨hler 0,255** (0,031) 1,163** (0,150) 0,257** (0,029)
Mittleres Einkommensdrittel 0,040 (0,025) 0,173 (0,108) 0,039 (0,025)
Oberes Einkommensdrittel 0,092** (0.026) 0.402** (0.113) 0,092** (0,026)
Konstante 1,102** (0,168) 2,639** (0,741) – –
Anzahl an Beobachtungen: 2.441 2.441
** bzw. * zeigen statistische Signifikanz auf dem 1%- bzw. 5%-Niveau an.
Die in Tabelle 5 dargestellten Scha¨tzergebnisse besta¨tigen die zuvor in Tabelle 4 ge-
zeigten sinkenden Zustimmungsraten bei steigenden EEG-Umlagenerho¨hungen. Ebenso-
wenig u¨berraschend ist, dass die Zustimmungsraten unter den Anha¨ngern der Gru¨nen-
Partei ho¨her sind als unter anderen Teilnehmern mit sonst gleichen Charakteristika. Dies
trifft auch auf Frauen und Personen mit Hochschulabschluss zu. Im Gegensatz dazu
sind Haushalte aus Ostdeutschland tendenziell seltener bereit, ho¨here EEG-Umlagen zu
bezahlen, ebenso wie Haushalte, die ihre ja¨hrliche Stromkosten als hoch einscha¨tzen.
Schließlich zeigen unsere Regressionsergebnisse, dass die Zustimmungsraten fu¨r Haus-
halte aus dem oberen Einkommensdrittel statistisch signifikant ho¨her sind als fu¨r das
untere Einkommensdrittel. Die Zustimmungsraten fu¨r Haushalte des mittleren Einkom-
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mensdrittels unterscheiden sich hingegen nicht signifikant von denen des unteren Drit-
tels.
A¨hnliche Ergebnisse erha¨lt man fu¨r jene Befragten, die einen mehr oder weniger
großen Glauben daran besitzen, dass die Befragungsergebnisse politische Konsequenzen
haben ko¨nnen (Tabelle 6). Nur bei jenen Befragten, die dies fu¨r sehr unwahrscheinlich
halten, zeigen die LPM-Scha¨tzungen, dass Haushalte aus dem oberen Einkommensdrit-
tel keine ho¨here Zustimmungsrate fu¨r EEG-Umlageerho¨hungen haben als solche aus dem
unteren Drittel. Unterschiede zwischen diesen beiden Gruppen ergeben sich u. a. auch fu¨r
weibliche Haushaltsvorsta¨nde: Frauen weisen nur dann eine statistisch signifikant ho¨here
Zustimmung zu Umlageerho¨hungen auf als Ma¨nner, wenn sie mehr oder weniger stark
an politische Konsequenzen glauben.
Ein weiterer Ansatz zur Verringerung des Hypothetical Bias besteht darin, dass
die Haushalte nach Angabe ihrer Zahlungsbereitschaft gefragt werden, ob sie sich
bezu¨glich ihrer Angabe sicher sind (z.B. Blumenschein et al., 2008). Dem Sicherheitsan-
satz von Blumenschein et al. (2008) folgend haben wir die Zustimmmung zu einer EEG-
Umlageerho¨hung von jenen Haushalten, die sich nicht sicher waren, als Ablehnung inter-
pretiert. Die entsprechenden Ergebnisse einer LPM-Scha¨tzung, die im Anhang in Tabelle
A3 dargestellt sind, gleichen denen aus Tabelle 5 sehr stark.
7 Fazit und Schlussfolgerungen
Die Energiewende bu¨rdet den Verbrauchern, insbesondere den privaten Haushalten,
zunehmende Lasten auf, die diese vor allem mit ihrer Stromrechnung zu begleichen ha-
ben. Wie bei anderen Gu¨tern der Grundversorgung wirken diese Lasten regressiv: Ein-
kommensschwa¨chere Haushalte haben einen gro¨ßeren Anteil ihres Einkommens zur Fi-
nanzierung der Energiewende aufzubringen als einkommenssta¨rkere Haushalte. Die Er-
gebnisse einer im Rahmen des Projektes AKZEPTANZ vom Bundesforschungsministeri-
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Tabelle 6: LPM-Scha¨tzergebnisse der Zahlungsbereitschaft fu¨r gru¨nen Strom in Abha¨ngigkeit
davon, ob die Befragten daran glauben, dass ihre Antworten politische Konsequenzen haben
ko¨nnen.
Befragung hat politische Konsequenzen?
Sehr unwahrscheinlich Nicht sehr unwahrscheinlich
Koeff. Std. Fehler Koeff. Std. Fehler
2 Cent -0,041 (0,044) -0,101** (0,028)
4 Cent -0,119** (0,044) -0,223** (0,027)
Ostdeutschland -0,101* (0,043) -0,052 (0,029)
Frau 0,078 (0,040) 0,099** (0,024)
Kinder 0,012 (0,042) -0,004 (0,027)
Hochschulabschluss 0,068 (0,041) 0,016 (0,024)
Alter -0,018 (0,010) -0,011 (0,006)
Alter×Alter 0,0002* (0,0001) 0,0001* (0,0001)
Ja¨hrliche Stromkosten -0,040 (0,030) -0,043* (0,018)
Gru¨nen-Wa¨hler 0,309** (0,074) 0,220** (0,034)
Mittleres Einkommensdrittel 0,076 (0,043) 0,012 (0,029)
Oberes Einkommensdrittel 0,022 (0,047) 0,086** (0,030)
Konstante 0,832** (0,321) 1,091** (0,190)
Anzahl an Beobachtungen: 554 1.852
** bzw. * zeigen statistische Signifikanz auf dem 1%- bzw. 5%-Niveau an.
um gefo¨rderten empirischen Erhebung unter mehr als 11.000 Haushalten legen jedoch
nahe, dass die Haushalte in der Regel eine Aufteilung der Kosten der Energiewende
wu¨nschen, die mit dem Leistungsfa¨higkeitsprinzip vereinbar ist und Haushalte mit ho-
hen Einkommen vergleichsweise sta¨rker in die Pflicht nimmt als einkommensschwache
Haushalte.
Die auf dieser Grundlage von uns konstatierte Gerechtigkeitslu¨cke zwischen der
von den Haushalten gewu¨nschten Kostenaufteilung und ihrer tatsa¨chlichen Kostenbe-
lastung nimmt mit den wohl auch in Zukunft wachsenden Kosten der Energiewende
weiter zu. Um dies zu vermeiden und die Akzeptanz fu¨r die Energiewende nicht zu
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gefa¨hrden, legen es die in diesem Beitrag dargestellten Zahlungsbereitschaftsergebnis-
se fu¨r die Fo¨rderung der Erneuerbaren nahe, die einkommensta¨rkeren Haushalte bei der
Finanzierung der Energiewende sta¨rker als bislang in die Pflicht zu nehmen, da nach
unseren Scha¨tzergebnissen die Haushalte des oberen Einkommensdrittels eine statistisch
signifikant ho¨here Zustimmung zu zuku¨nftigen EEG-Umlageerho¨hungen zeigen als die
Haushalte des unteren Einkommensdrittels.
Eine sta¨rkere Belastung der einkommenstarken Haushalte und eine Entlastung der
einkommensschwachen Haushalte ließe sich etwa dadurch erreichen, dass die ku¨nftigen
Kostenanstiege, wenn nicht gar sa¨mtliche Lasten der Energiewende, fortan mit Hilfe des
Steuersystems finanziert werden. Trotz erheblicher Anstiege der Belastung der Strom-
verbraucher gerade in ju¨ngerer Vergangenheit ist ein solch fundamentaler Wechsel des
Finanzierungs- und Fo¨rdersystems bislang jedoch nie ernsthaft in Erwa¨gung gezogen
worden. Aus polito¨konomischen Gru¨nden du¨rfte dies auch in Zukunft so bleiben, vor al-
lem weil bei einer Finanzierung mittels Steuern die Ausgaben fu¨r die Energiewende erst-
mals in Konkurrenz zu den Ausgaben fu¨r alle anderen staatlichen Verwendungszwecke
stu¨nden. Gerade in Zeiten fallender Steuereinnahmen wu¨rde sich eine Regierung schwer-
tun, die Ausgaben fu¨r die Energiewende weiter zu erho¨hen, aber an anderer Stelle, etwa
bei Bildung und Forschung oder bei den Transferleistungen fu¨r Bedu¨rftige, die Ausga-
ben zu ku¨rzen (siehe die Diskussion um den ”Energiesoli” (Schro¨der und Gro¨sche, 2015;
Weimann, 2016)).
Als Alternative zur Steuerfinanzierung schlagen wir zur Verringerung der Gerechtig-
keitslu¨cke bzw. zur Da¨mpfung ku¨nftiger Strompreisanstiege vergleichsweise leicht um-
setzbare Sofortmaßnahmen vor, die aus polito¨konomischer Perspektive auf erheblich we-
niger Widerstand treffen sollten. So ko¨nnte auf die Erhebung der Mehrwertsteuer auf
sa¨mtliche Abgaben auf den Strompreis verzichtet werden, insbesondere auf die Mehr-
wertsteuer, die auf die EEG-Umlage entfa¨llt, auch wenn dies der ga¨ngigen Steuersyste-
matik zuwider la¨uft, nach der die Mehrwertsteuer auf den Preis inklusive der Verbrauchs-
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steuern erhoben wird. Daru¨ber hinaus sollten die Transferleistungen fu¨r Bezieher der
Grundsicherung im Einklang mit den Strompreisanstiegen der vergangenen Jahre und
der ku¨nftigen Preissteigerungen erho¨ht werden.9 Dies ist nach unseren Erhebungsergeb-
nissen im U¨brigen auch im Interesse der Bevo¨lkerung: Etwa 40% der Haushalte, die sich
fu¨r die Fo¨rderung der erneuerbaren Energien aussprechen, bevorzugen ein EEG mit so-
zialen Ausgleichszahlungen.
Neben dem Kurieren an den Symptomen sollten jedoch auch die Ursachen fu¨r die
Stromkostenbelastungen der Haushalte beka¨mpft werden: Um ku¨nftige Strompreisan-
stiege zu da¨mpfen, sollte die Kosteneffizienz des weiteren Ausbaus der erneuerbaren
Energien erho¨ht werden. Mit der Novellierung des EEG im Jahr 2014 wurden dazu erste
gesetzliche Schritte vorgenommen: Ab dem Jahr 2017 wird etwa der Ausbau der Wind-
kraft an Land mit Hilfe von Ausschreibungsverfahren vorangetrieben. Dabei wird re-
gelma¨ßig der Bau neuer Windkraftkapazita¨ten ausgeschrieben. Bei diesen Ausschreibun-
gen bekommen diejenigen Anbieter von neu zu erstellenden Windkraftkapazita¨ten den
Zuschlag, die mit den geringsten Subventionen in Form von Einspeisevergu¨tungen aus-
kommen wollen.
Wa¨hrend damit erstmals Wettbwerb beim Ausbau der Erneuerbaren eingefu¨hrt wur-
de, ist allerdings zu bema¨ngeln, dass durch technologieneutrale anstatt technologiespe-
zifische Ausschreibungen die Kosteneffizienz noch wesentlich sta¨rker verbessert wer-
den ko¨nnte. Derzeit noch teure Technologien, wie etwa Windkraftparks vor deutschen
Ku¨sten, ka¨men dabei erst einmal nicht zum Zuge. Daru¨ber hinaus ist zu kritisieren, dass
bei der Subventionierung der neuen Anlagen die Nachfrage nach Strom noch immer kei-
nerlei Rolle spielt. Diese Anlagen erhalten die zugesagten Vergu¨tungen pro Kilowattstun-
de Windstrom unabha¨ngig davon, ob es Nachfrage nach diesem Strom gibt. Um weitere
Effizienzpotentiale zu heben, sollte daher das EEG durch ein sta¨rker marktwirtschaftlich
9Weitere Vorschla¨ge zur Abmilderung der regressiven Effekte der EEG-Umlage finden sich u.a. bei
Schro¨der und Gro¨sche (2015). Dort wird etwa ein Sockelkonsum an Strom von 500 bzw. 1.000 kWh pro
Jahr vorgeschlagen, auf den die EEG-Umlage und sonstige fixe Preisaufschla¨ge nicht anzuwenden sind.
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ausgestaltetes System wie das sogenannte Quotenmodell abgelo¨st werden. Es ist kos-
teneffizienter als das System der Einspeisevergu¨tungen und ko¨nnte den weiteren Aus-
bau der Erneuerbaren kostengu¨nstiger ermo¨glichen (Monopolkommission, 2011: 236f.;
SVR, 2011: 256ff.). Es du¨rfte gerade aus Gru¨nden der Akzeptanz der Energiewende in der




Tabelle A1: Vergleich unserer Stichprobe mit der Grundgesamtheit an deutschen Haushalten
Variable Stichprobe Grundgesamtheit
Alter unter 25 Jahren 1,8% 4,6%
Alter 25 – 64 Jahre 71,6% 67,0%
Alter 65 Jahre und mehr 26,6% 28,4%
Frau 38,2% 35,5%
Hochschulabschluss 25,9% 19,0%
Hohes Einkommen 11,5% 11,8%
Ostdeutschland 19,7% 20,9%
Die Daten der Grundgesamtheit entstammen Destatis (2016). Das Statistische Bundesamt bittet den Haupteinkommensbezieher, den
Fragebogen auszufu¨llen, wa¨hrend wir den Haushaltsvorstand befragt haben.
Tabelle A2: Vergleich der arithmethischen Mittel der Kontrollaariablen fu¨r die drei Gruppen, in
denen die Befragten mit zufa¨llig zugewiesenen EEG-Umlage-Erho¨hungen konfrontiert wurden.
Variable 1 Cent 2 Cent 4 Cent
je kWh je kWh je kWh
Alter 54,37 55,13 55,12
(-1,40) (-1,46)
Frau 0,395 0,369 0,381
(1,33) (0,73)
Kinder 0,603 0,604 0,627
(0,05) (1,23)
Ostdeutschland 0,210 0,192 0,189
(1,17) (1,35)
Hochschulabschluss 0,366 0,379 0,349
(-0,60) (0,80)
Gru¨nen-Wa¨hler 0,094 0,106 0,132
(-0,95) (-2,87*)
Einkommen 35.011 34.880 34.591
(-0,18) (-0,23)
Ja¨hrliche Stromkosten 930,69 998,21 925,10
(-2,48*) (0,23)
t-Statistiken fu¨r Unterschiede im Mittelwert zwischen der 1 Cent/kWh-Gruppe und der 2 Cent/kWh- bzw. 4 Cent/kWh-Gruppe sind
in Klammern. ** bzw. * zeigen statistische Signifikanz auf dem 1%- bzw. 5%-Niveau an.
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Tabelle A3: LPM-Scha¨tzergebnis der Zahlungsbereitschaft fu¨r gru¨nen Strom fu¨r Befragte, die sich
bezu¨glich ihrer Angabe sicher sind
Koeff. Std. Fehler
2 Cent -0,093** (0,024)






Alter× Alter 0,0002** (0,0001)
Ja¨hrliche Stromkosten -0,049** (0,016)
Gru¨nen-Wa¨hler 0,255** (0,031)
Mittleres Einkommensdrittel 0,040 (0,025)
Oberes Einkommensdrittel 0,092** (0,026)
Konstante 1,102** (0,168)
Anzahl an Beobachtungen 2 441
** bzw. * zeigen statistische Signifikanz auf dem 1%- bzw. 5%-Niveau an.
Abbildung A1: Visualierung des Entscheidungsbildschirms
26
Literatur
Andor, M., Frondel, M., Vance, C., 2014. Hypothetische Zahlungsbereitschaft fu¨r gru¨nen
Strom: Bekundete Pra¨ferenzen privater Haushalte fu¨r das Jahr 2013. Perspektiven der
Wirtschaftspolitik 15 (4), 355–366.
Andor, M., Frondel, M., Vance, C., 2015. Installing Photovoltaics in Germany: A license to
print money? Economic Analysis and Policy 48, 106–116.
Bardt, H., Niehues, J., 2013. Verteilungswirkungen des EEG. Zeitschrift fu¨r Energiewirt-
schaft 37 (3), 211–218.
BDEW, 2017. BDEW-Strompreisanalyse Februar 2017. Bundesverband der Energie- und
Wasserwirtschaft.
Blumenschein, K., Blomquist, G. C., Johannesson, M., Horn, N., Freeman, P., 2008. Elici-
ting willingness to pay without bias: Evidence from a field experiment. The Economic
Journal 118 (525), 114–137.
Carson, R. T., Groves, T., 2007. Incentive and informational properties of preference ques-
tions. Environmental and Resource Economics 37 (1), 181–210.
Cummings, R. G., Elliott, S., Harrison, G. W., Murphy, J., 1997. Are hypothetical referenda
incentive compatible? Journal of Political Economy 105 (3), 609–621.
Cummings, R. G., Harrison, G. W., Rutstro¨m, E. E., 1995. Homegrown values and hypo-
thetical surveys: Is the dichotomous choice approach incentive-compatible? The Ame-
rican Economic Review 85 (1), 260–266.
Destatis, 2016. Bevo¨lkerung und Erwerbsta¨tigkeit. Haushalte und Familien. Ergebnisse
des Mikrozensus. Artikelnummer: 2010300157004. Statistisches Bundesamt.
27
Fehr, E., Schmidt, K., 2006. The economics of Fairness, reciprocity and altruism – Expe-
rimental evidence and new theories. In: Kolm, S.-C., Ythier, J. (Eds.), Handbook of the
Economics of Giving, Altruism and Reciprocity. Vol. 1. Elsevier, Amsterdam, pp. 615–
691.
Frondel, M., Andor, M., Ritter, N., Sommer, S., Vance, C., 2015a. Erhebung des Energie-
verbrauchs der privaten Haushalte fu¨r die Jahre 2011–2013. Tech. rep., RWI – Leibniz-
Institut fu¨r Wirtschaftsforschung.
Frondel, M., Sommer, S., Vance, C., 2015b. The burden of Germany’s energy transition:
An empirical analysis of distributional effects. Economic Analysis and Policy 45, 89–99.
Gro¨sche, P., Schro¨der, C., 2014. On the redistributive effects of Germany’s feed-in tariff.
Empirical Economics 46 (4), 1339–1383.
Harrison, G. W., 2006. Experimental evidence on alternative environmental valuation me-
thods. Environmental and Resource Economics 34 (1), 125–162.
Heindl, P., Schu¨ßler, R., Lo¨schel, A., 2014. Ist die Energiewende sozial gerecht? Wirt-
schaftsdienst 94 (7), 508–514.
Herriges, J., Kling, C., Liu, C.-C., Tobias, J., 2010. What are the consequences of conse-
quentiality? Journal of Environmental Economics and Management 59 (1), 67–81.
Hwang, J., Petrolia, D. R., Interis, M. G., 2014. Consequentiality and opt-out responses in
stated preference surveys. Agricultural and Resource Economics Review 43 (3), 471.
Jasso, G., Rossi, P., 1977. Distributive justice and earned income. American Sociological
Review 42 (4), 639–651.
Konow, J., 2003. Which is the fairest one of all? A positive analysis of justice theories.
Journal of Economic Literature 41 (4), 1188–1239.
28
Kutzschbauch, O., Traub, S., 2016. Social preferences and political support for Germany’s
energy turnaround: an experimental study of consumer behavior. Tech. rep., Helmut-
Schmidt-Universita¨t.
List, J. A., Gallet, C. A., 2001. What experimental protocol influence disparities between
actual and hypothetical stated values? Environmental and Resource Economics 20 (3),
241–254.
Monopolkommission, 2011. Energie 2011: Wettbewerbsentwicklung mit Licht und Schat-
ten. Sondergutachten 59.
Moulin, H., 2002. Axiomatic cost and surplus sharing. In: Arrow, K., Sen, A., Suzumura,
K. (Eds.), Handbook of Social Choice and Welfare. Vol. 1. Elsevier, Amsterdam, pp.
290–357.
Sabbagh, C., Schmidt, M. (Eds.), 2016. Handbook of Social Justice Theory and Research.
Springer, Heidelberg.
Schokkaert, E., 1999. M. Tout-le-monde est post-welfariste: Opinions sur la justice redis-
tributive. Revue Economique 50 (4), 811–831.
Schro¨der, C., Gro¨sche, P., 2015. Pla¨doyer fu¨r einen Energiesoli. Perspektiven der Wirt-
schaftspolitik 16 (4), 367–378.
SVR, 2011. Verantwortung fu¨r Europa wahrnehmen. Jahresgutachten 2011/2012.
Traub, S., Seidl, C., Schmidt, U., 2009. An experimental study on individual choice, social
welfare and social preferences. European Economic Review 50, 385–400.
Vossler, C. A., Watson, S. B., 2013. Understanding the consequences of consequentiality:
Testing the validity of stated preferences in the field. Journal of Economic Behavior &
Organization 86, 137–147.
29
Weimann, J., 2016. Ein Kommentar zu Carsten Schro¨der und Peter Gro¨sche: Pla¨doyer
gegen einen Energiesoli! Perspektiven der Wirtschaftspolitik 17 (1), 88–91.
30
 
 
 
